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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 5
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren §§ 86b SGG, 22 SGB II

– tatsächliche Aufwendungen für
Mietwohnung bei Untermietvertrag, wenn
– ohne vertragliche Verpflichtung –
tatsächlich die volle Miete des
Hauptmietvertrages gezahlt wird
– Maßstab für Angemessenheit der Miete
– keine Klärung, ob Abzug einer
Warmwasserpauschale in Höhe von
konkret 9,00 € zulässig ist, im
einstweiligen Rechtsschutzverfahren

Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 55 AS 8421/05 ER
Datum 29.11.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 B 1401/05 AS ER
Datum 04.05.2006

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Berlin
vom 29. November 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten in einem Verfahren des vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes um die
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GewÃ¤hrung hÃ¶herer Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung.

Der 1954 geborene Antragsteller schloss unter dem 08. Dezember 2004 mit seiner
Mutter U A Ã¼ber ein Zimmer in der von dieser angemieteten, mit Ofenheizung
ausgestatteten 2-Zimmer-Wohnung in der MstraÃ�e in B einen Untermietvertrag ab.
Mit Schreiben vom 09. Dezember 2004 genehmigte die Hausverwaltung die
Untervermietung befristet fÃ¼r das Jahr 2005. U A war bereits am 04. Dezember
2004 aus der Wohnung aus- und in eine unter dem 18. Oktober 2004 angemietete
Wohnung in E umgezogen. Der Antragsteller bezog die Wohnung in der MstraÃ�e in
B nach eigenen Angaben am 31. Dezember 2004.

Am 13. Dezember 2004 beantragte der Antragsteller bei der Antragsgegnerin die
GewÃ¤hrung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem
Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II). Bei dieser Gelegenheit gab er an, er
werde ab dem 01. Januar 2005 ein Zimmer zur Untermiete bei U A zu einem
monatlichen Mietzins von 198,05 EUR bewohnen. Dieser Betrag setze sich aus der
Miete in HÃ¶he von 188,15 EUR (50 % der Gesamtmiete) sowie je 50 % einer vom
Vermieter geltend gemachten MieterhÃ¶hung ab dem 01. Januar 2005 in HÃ¶he von
5,12 EUR und der Kosten fÃ¼r einen Kabelanschluss in HÃ¶he von 4,78 EUR
zusammen.

Die Antragsgegnerin gewÃ¤hrte dem Antragsteller fÃ¼r Januar 2005 Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes in HÃ¶he von monatlich zunÃ¤chst 604,15 EUR.
Dieser Betrag setzte sich zusammen aus dem Regelsatz in HÃ¶he von 345,00 EUR,
einem Arbeitslosengeld I-Zuschlag von 80,00 EUR sowie Kosten fÃ¼r Unterkunft
und Heizung in HÃ¶he von 179,15 EUR. Die von dem Antragsteller geltend
gemachten Unterkunftskosten kÃ¼rzte sie dabei um 4,78 EUR fÃ¼r nicht in der
Gesamtmiete enthaltene Kosten fÃ¼r einen Kabelanschluss, um 5,12 EUR fÃ¼r eine
nicht berechtigte MieterhÃ¶hung durch den Vermieter sowie eine Pauschale von
9,00 EUR. In derselben HÃ¶he gewÃ¤hrte sie dem Antragsteller Leistungen fÃ¼r
den Februar 2005. Im MÃ¤rz 2005 reduzierte die Antragsgegnerin bei einem
Arbeitslosengeld I-Zuschlag von nur noch 37,33 EUR die Gesamtleistung auf 561,48
EUR. Ab April 2005 fiel der Arbeitslosengeld I-Zuschlag weg, die HÃ¶he der dem
Antragsteller von da an gewÃ¤hrten Leistungen betrug 524,15 EUR.

Am 11. Februar 2005 beantragte der Antragsteller bei der Antragsgegnerin,
zukÃ¼nftig die Kosten fÃ¼r den Hauptmietvertrag zu Ã¼bernehmen. Ein weiteres
UntermietverhÃ¤ltnis sei ihm nicht zumutbar. Die Hauptmieterin sei einverstanden.
Ebenso sei die Vermieterin â�� wie sich aus dem Schreiben vom 07. Februar 2005
ergebe â�� bereit, mit ihm den Vertrag abzuschlieÃ�en, sofern seine Mutter die
Wohnung als Hauptmieterin kÃ¼ndige. Der monatliche Mietzins werde bei einer
Nettokaltmiete von 326,85 EUR inklusive der Vorauszahlungen fÃ¼r Betriebskosten
(76,79 EUR) sowie Heizung und Warmwasser (29,06 EUR) insgesamt 432,40 EUR
betragen. Mit Bescheid vom 21. Februar 2005 lehnte die Antragsgegnerin die
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die Wohnung wegen Unangemessenheit ab. FÃ¼r eine
Person sei ein Mietaufwand in HÃ¶he von lediglich 225,00 EUR Kaltmiete als
angemessen anzusehen, nicht aber von 326,85 EUR.
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Hiergegen wandte der Antragsteller sich mit seinem am 22. MÃ¤rz 2005 bei der
Antragsgegnerin eingegangenen Widerspruch und berief sich im Wesentlichen
darauf, dass ein Mitarbeiter der Antragsgegnerin, Herr D, ihm ausdrÃ¼cklich
erklÃ¤rt habe, dass ein bis zum 30. Juni 2005 gestellter Umwandelungsantrag
bewilligt wÃ¼rde.

In seinem WeitergewÃ¤hrungsantrag vom 24. Mai 2005 gab der Antragsteller an,
seit dem 01. Januar 2005 monatliche Mietkosten von 386,53 EUR zu zahlen. Mit
Ã�nderungsbescheid vom 25. Mai 2005 gewÃ¤hrte die Antragsgegnerin ihm fÃ¼r
Januar bis Juni 2005 monatlich zusÃ¤tzliche Leistungen in HÃ¶he von jeweils 5,12
EUR (Mietzuschlag fÃ¼r das UntermietverhÃ¤ltnis), mithin fÃ¼r Januar und Februar
2005 je 609,27 EUR, fÃ¼r MÃ¤rz 2005 566,60 EUR und ab April 2005 monatlich
529,27 EUR. In letztgenannter HÃ¶he bewilligte die Antragsgegnerin dem KlÃ¤ger
die Leistungen weiter bis zum 31. Dezember 2005. Mit Widerspruchsbescheid vom
03. August 2005 wies die Antragsgegnerin den Widerspruch des Antragstellers
zurÃ¼ck. Der Antragsteller habe Leistungen nach dem SGB II unter Vorlage eines
Untermietvertrages beantragt. Die Kosten fÃ¼r das UntermietverhÃ¤ltnis seien
korrekt erfasst und bewilligt worden. Er begehre jetzt die Ã�bernahme der Kosten
der Umwandlung des Untermietvertrages in einen Hauptmietvertrag. Daraus
ergÃ¤ben sich Kosten in HÃ¶he von 432,40 EUR. Nach Â§ 22 Absatz 1 Satz 1 SGB II
kÃ¶nnten jedoch nur angemessene Kosten Ã¼bernommen werden. Diese beliefen
sich nach der Richtlinie bei einer Person auf hÃ¶chstens 225,00 EUR Kaltmiete,
wÃ¤hrend vorliegend eine Kaltmiete von 326,85 EUR berÃ¼cksichtigt werden
mÃ¼sste. Der Bestandsschutz des Â§ 22 Absatz 1 Satz 2 SGB II greife nicht ein, weil
der WiderspruchsfÃ¼hrer wissentlich einen Untermietvertrag mit einem
Hauptmieter unterschrieben habe, der tatsÃ¤chlich bereits ausgezogen gewesen
sei, sodass er mit hÃ¶herer Mietbelastung habe rechnen und deren
Angemessenheit habe beachten mÃ¼ssen.

Mit seinem am 12. September 2005 beim Sozialgericht Berlin gestellten Antrag hat
der Antragsteller begehrt, die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen
Anordnung zu verpflichten, ihm ab dem 01. Januar 2005 hÃ¶here Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes unter Ansatz der vollen Monatsmieten zu
gewÃ¤hren und ihm eine Abschlagszahlung in HÃ¶he von mindestens 1.000,00 EUR
auszuzahlen. Zur BegrÃ¼ndung hat er geltend gemacht, die Miete fÃ¼r September
2005 sowie seine Telefon-, Handy- und Energierechnungen nicht mehr habe
bezahlen zu kÃ¶nnen. Zum Beweis hat er ein Schreiben der Hausverwaltung vom
05. September 2005 an seine Mutter vorgelegt, in dem dieser gegenÃ¼ber die
ausstehende Miete fÃ¼r September 2005 in HÃ¶he von 389,53 EUR geltend
gemacht wird. Zu den wÃ¤hrend des Leistungsbezuges seinem Konto wiederholt
gutgeschriebenen Zahlungen hat er angegeben, bei einem Betrag von 3.600,00
EUR handele es sich um eine Erbschaft seines am 26. Februar 2005 verstorbenen
Vaters. Zwei Einzahlungen zu je 500,00 EUR stammten aus einem Privatdarlehen,
das ihm seine ehemalige Kollegin E A gewÃ¤hrt habe. Weiter habe ihm seine Mutter
einmal das Arbeitslosengeld II Ã¼berwiesen, weil er Ã¼ber das Konto nicht mehr
habe verfÃ¼gen kÃ¶nnen. Bei weiteren Zahlungen ihrerseits handele es sich um die
RÃ¼ckzahlung eines Darlehens. Zur Glaubhaftmachung hat er ErklÃ¤rungen seines
Bruders D A vom 27. November 2005 sowie der E Ad vom 28. November 2005
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vorgelegt. WÃ¤hrend der Bruder bescheinigt, dem Antragsteller einen Erbanteil von
3.700,00 EUR gestaffelt zu 2.000,00 EUR und 1.700,00 EUR bar ausgezahlt zu
haben, gibt E A an, dem Antragsteller im September und Oktober 2005 je 500,00
EUR als zinsloses Privatdarlehen zur VerfÃ¼gung gestellt zu haben.

Mit Beschluss vom 29. November 2005 hat das Sozialgericht Berlin den Antrag auf
Erlass einer einstweiligen Anordnung mangels eiligen RegelungsbedÃ¼rfnisses
zurÃ¼ckgewiesen. FÃ¼r die Zeit vor Antragstellung bei Gericht fehle es bereits an
einer gegenwÃ¤rtigen Notlage. Diese gelte auch fÃ¼r den spÃ¤teren Zeitraum.
Dem Antragsteller sei nach eigenen Angaben nach dem Tod seines Vaters im
Februar 2005 ein Erbteil in HÃ¶he von 3.700,00 EUR zugeflossen, mit dem er â��
zusammen mit den ihm fortlaufend zuflieÃ�enden Leistungen zu Sicherung des
Lebensunterhaltes â�� zunÃ¤chst in der Lage sei, seinen Lebensunterhalt auch
unter Einschluss der an sich nur im zwischen seiner Mutter und der Hausverwaltung
bestehenden HauptmietverhÃ¤ltnis zu entrichtenden Bruttowarmmiete in HÃ¶he
von 386,53 EUR zu decken. Im Ã�brigen habe er auch nicht vermocht, einen
Anordnungsanspruch mit der fÃ¼r die Vorwegnahme der Hauptsache erforderlichen
hohen Wahrscheinlichkeit glaubhaft zu machen. Es fehle an der Glaubhaftmachung
einer HilfebedÃ¼rftigkeit. Seine Angaben zu den ZuflÃ¼ssen auf seinem Girokonten
erschienen unvollstÃ¤ndig. Weiter bleibe im Dunkeln, wie hoch der Nachlass seines
Vaters insgesamt gewesen sei, wie hoch der vom Antragsteller zu beanspruchende
Erbteil sei und ob er noch weitere Zahlungen erhalte oder erwarten kÃ¶nne. Auch
sei es verdÃ¤chtig, dass der Antragsteller das Geld, obwohl es ihm in zwei
grÃ¶Ã�eren BetrÃ¤gen ausgezahlt worden sein soll, in mehreren kleinen BetrÃ¤gen
auf sein Konto eingezahlt haben will. Der Antragsteller vermittle mit seinen
zÃ¶gerlichen und unvollstÃ¤ndigen Angaben sowie mit dem nicht
nachzuvollziehenden Einzahlungsgebaren den nachhaltigen Eindruck, etwas
verdecken zu wollen, zumal er den Zufluss der Erbschaft, der grundsÃ¤tzlich nach 
Â§ 11 Abs. 1 Satz 1 SGB II anrechenbares Einkommen darstellen dÃ¼rfte,
umgehend der Antragsgegnerin und dem Gericht gegenÃ¼ber hÃ¤tte offen legen
mÃ¼ssen. Hinzu komme, dass zwei weitere Einzahlungen in HÃ¶he von je 500,00
EUR aus einem Privatdarlehen der ehemaligen Kollegin E A stammen sollen,
wohingegen der Ã�berweisungstrÃ¤ger zum entsprechenden Zahlungseingang vom
19. Oktober 2005 den Verwendungszweck beziehungsweise Buchungstext "I H von
H" enthalte. Undurchsichtig sei auch, warum der Antragsteller nach dem Auszug
seiner Mutter mit dieser einen Untermietvertrag abgeschlossen habe, um die
Wohnung dann aber tatsÃ¤chlich ausschlieÃ�lich allein zu nutzen.

Gegen diesen ihm am 02. Dezember 2005 zugestellten Beschluss richtet sich die
am 21. Dezember 2005 eingelegte Beschwerde des Antragstellers. Er meint, die
Antragsgegnerin ignoriere, dass die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen gemÃ¤Ã� Â§ 22
Absatz 1 SGB II unabhÃ¤ngig von Wohn- und Nutzungsberechtigungen oder
VertrÃ¤gen in HÃ¶he von 360,00 EUR als Richtwert fÃ¼r einen 1-Personen-Haushalt
zu erbringen seien. Diese Leistungen seien unabhÃ¤ngig von der Angemessenheit
zunÃ¤chst fÃ¼r ein Jahr in der tatsÃ¤chlichen HÃ¶he zu Ã¼bernehmen. Den Weg
Ã¼ber den Abschluss eines Untermietvertrages habe er auf Anraten eines
Mitarbeiters der Antragsgegnerin gewÃ¤hlt.
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Der Antragsteller beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Beschluss des Sozialgerichts Berlin vom 29. November 2005 aufzuheben und
die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihm ab
dem 01. Januar 2005 hÃ¶here Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
nach dem SGB II unter Ã�bernahme der vollen tatsÃ¤chlich anfallenden Mietkosten
â�� ggfs. nach Abgabe einer entsprechenden Zusicherung â�� sowie eine
Abschlagszahlung zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin beantragt,

die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Sie meint, der Antragsteller habe weiterhin seine HilfebedÃ¼rftigkeit nicht
glaubhaft gemacht. Insbesondere sei auch eine DarlehensgewÃ¤hrung durch E A
nicht glaubhaft. Es sei zu fordern, dass ein Darlehensvertrag bÃ¼rgerlich-rechtlich
wirksam abgeschlossen werde und von einer verschleierten UnterhaltsgewÃ¤hrung
oder Schenkung â�� auch in seiner tatsÃ¤chlichen DurchfÃ¼hrung â�� klar und
eindeutig abzugrenzen sei. Der Vertrag mÃ¼sse daher nach seiner Form, der
inhaltlichen Gestaltung und der tatsÃ¤chlichen DurchfÃ¼hrung des Vereinbarten im
Wesentlichen dem zwischen Fremden Ã�blichen entsprechen. Dazu gehÃ¶re, dass
der Darlehensvertrag â�� wie marktÃ¼blich â�� Vereinbarungen Ã¼ber Laufzeit,
Art und Weise der RÃ¼ckzahlung sowie HÃ¶he und Zahlungszeitpunkt der Zinsen
enthalte. Zudem mÃ¼ssten die Grundlagen, auf denen die entsprechenden
Zahlungen beruhten, klar und eindeutig â�� in aller Regel durch schriftliche
Vereinbarungen â�� nachvollziehbar sein. All dies sei vorliegend mangels
schriftlicher Vereinbarung zwischen Frau A und dem Antragsteller sowie mangels
entsprechender Angaben zur Laufzeit, zu den vereinbarten Sicherheiten oder zur Art
und Weise der RÃ¼ckzahlung nicht der Fall. Im Ã�brigen sei die Erbschaft des
Antragstellers nach der so genannten Zuflusstheorie sehr wohl als Einkommen zu
werten. Denn hiernach gelte als Einkommen all das, was jemand in der Bedarfszeit
wertmÃ¤Ã�ig dazuerhalte.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die ausgetauschten SchriftsÃ¤tze
nebst Anlagen sowie den Inhalt der Verwaltungsakten und der Gerichtsakten Bezug
genommen, die dem Senat vorgelegen und â�� soweit wesentlich â�� Grundlage
der Entscheidung gewesen sind.

II.

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Berlin
vom 29. November 2005 ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 172 Abs. 1 und 173 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zulÃ¤ssig, kann jedoch in der Sache keinen Erfolg
haben. Zu Recht hat das Sozialgericht Berlin seinen am 12. September 2005 bei
Gericht eingegangenen Antrag, die Antragsgegnerin vorlÃ¤ufig zu verpflichten, ihm
fÃ¼r die Zeit ab dem 01. Januar 2005 hÃ¶here Leistungen zur Grundsicherung nach
dem SGB II unter Ansatz der tatsÃ¤chlich gezahlten vollen Miete zu gewÃ¤hren,
abgelehnt.
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Soweit der Antragsteller Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 01. Januar bis zum 11.
September 2005 begehrt, kommt der Erlass einer einstweiligen Anordnung nicht in
Betracht, weil nach Â§ 86b Abs. 2 SGG einstweilige Anordnungen zur Regelung
eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis nur
zulÃ¤ssig sind, wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile
nÃ¶tig erscheint. Das ist fÃ¼r den genannten Zeitraum jedoch ausgeschlossen.
Bezogen auf den entscheidenden Zeitpunkt der Antragstellung beim Sozialgericht
Berlin am 12. September 2005 lag der genannte Zeitraum bereits in der
Vergangenheit. FÃ¼r diesen Zeitraum kann kein eiliges RegelungsbedÃ¼rfnis
(mehr) bestehen, weil dem Antragsteller durch die Versagung der Leistungen fÃ¼r
die Vergangenheit keine wesentlichen Nachteile mehr entstehen kÃ¶nnen, die sich
durch den Erlass der auf eine zukÃ¼nftige Regelung gerichteten einstweiligen
Anordnung noch abwenden lieÃ�en. Denn der Antragsteller hat in dieser Zeit, fÃ¼r
die er im Wege des Erlasses der einstweiligen Anordnung hÃ¶here Leistungen nach
dem SGB II begehrt, seinen Bedarf, soweit er die ihm gewÃ¤hrten Leistungen
Ã¼bersteigen sollte, aus eigenen oder fremden Mitteln gedeckt, sodass er hierfÃ¼r
auf die begehrten Leistungen zur Grundsicherung nicht mehr angewiesen ist. FÃ¼r
die Wiederherstellung dazu aufgewendeten eigenen VermÃ¶gens kann die begehrte
einstweilige Anordnung nicht ergehen, weil die damit verbundenen Nachteile
bereits eingetreten sind und deshalb nicht mehr abgewendet werden kÃ¶nnen, was
Voraussetzung der GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes nach Â§ 86b SGG ist.
Dies gilt gleichermaÃ�en, soweit der Antragsteller Schulden eingegangen sein
sollte. Die dem Antragsteller bis zum Zeitpunkt der Antragstellung beim
Sozialgericht entstandenen Nachteile kÃ¶nnen deshalb nur im Rahmen eines
eventuellen Hauptsacheverfahrens beseitigt werden.

Auch im Ã�brigen kann seine Beschwerde keinen Erfolg haben. Nach Â§ 86b Abs. 2
SGG sind einstweilige Anordnungen zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in
Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung
zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Dies setzt voraus, dass
sowohl ein Anordnungsanspruch als auch ein Anordnungsgrund glaubhaft gemacht
werden. Dies ist vorliegend nicht der Fall. Der Senat ist unter WÃ¼rdigung der
Angaben des Antragstellers, der ErklÃ¤rungen seiner Mutter, seines Bruders und
der E A sowie in Auswertung des sonstigen Akteninhalts nicht Ã¼berzeugt, dass
dem Antragsteller ab dem 12. September 2005 hÃ¶here als ihm gewÃ¤hrte
Leistungen nach dem SGB II zustehen.

Nach Â§ 7 Abs. 1 SGB II erhalten diejenigen Personen Leistungen nach dem Zweiten
Buch des Sozialgesetzbuches, die das 15., nicht aber das 65. Lebensjahr vollendet
haben, erwerbsfÃ¤hig und hilfebedÃ¼rftig sind sowie ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben (erwerbsfÃ¤hige
HilfebedÃ¼rftige). Wie bereits das Sozialgericht Berlin hat auch der Senat durchaus
Zweifel, inwieweit der Antragsteller tatsÃ¤chlich hilfebedÃ¼rftig ist. Denn
hilfebedÃ¼rftig ist nach Â§ 9 Abs. 1 SGB II, wer seinen Lebensunterhalt, seine
Eingliederung in Arbeit und den Lebensunterhalt der mit ihm in einer
Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht oder nicht ausreichend aus eigenen
KrÃ¤ften und Mitteln, vor allem nicht durch Aufnahme einer zumutbaren Arbeit oder
aus dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann und
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die erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen oder von
TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhÃ¤lt. Ob dies bei dem Antragsteller der Fall
ist, erscheint im Hinblick auf die ihm seit Leistungsbeginn zugeflossenen Gelder,
deren Herkunft der Antragsteller im Laufe des bisherigen Verfahrens nicht
befriedigend zu erklÃ¤ren vermochte, durchaus zweifelhaft. Es wird insoweit auf die
Ã¼berzeugenden GrÃ¼nde in dem angefochtenen Beschluss des Sozialgerichts
sowie die Beschwerdeerwiderung der Antragsgegnerin Bezug genommen. Die
insoweit jeweils dargelegten Bedenken teilt der Senat.

Letztlich kann die HilfebedÃ¼rftigkeit des Antragstellers jedoch im vorliegenden
Verfahren dahinstehen. Denn streitgegenstÃ¤ndlich ist hier allein die HÃ¶he der
ihm â�� im Falle der (weiteren) BedÃ¼rftigkeit â�� ggfs. zustehenden Leistungen
fÃ¼r Unterkunft und Heizung. Diese werden nach Â§ 22 Abs. 1 SGB II in HÃ¶he der
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen sind. Die dem
Antragsteller tatsÃ¤chlich entstehenden Kosten trÃ¤gt die Antragsgegnerin jedoch.
Denn gemeint sind mit den tatsÃ¤chlichen Aufwendungen die Geldaufwendungen,
die der HilfebedÃ¼rftige in der Bedarfszeit fÃ¼r die Nutzung einer bestimmten
Unterkunft Dritten gegenÃ¼ber kraft bÃ¼rgerlichen oder Ã¶ffentlichen Rechts
aufzubringen hat. Hierbei handelt es sich â�� entgegen der Auffassung des
Antragstellers â�� nicht grundsÃ¤tzlich um Kosten in HÃ¶he eines bestimmten
Richtwertes unabhÃ¤ngig von Wohn- und Nutzungsberechtigungen oder
VertrÃ¤gen. Denn es geht nicht um die GewÃ¤hrung pauschalierter Leistungen
unabhÃ¤ngig von tatsÃ¤chlichen Aufwendungen. Vielmehr bilden die tatsÃ¤chlich
entstehenden, berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen Unterkunftskosten stets die
Obergrenze der zu gewÃ¤hrenden Kosten. Bei Mietwohnungen umfassen die
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen allein die nach dem Mietvertrag fÃ¼r den
bestimmungsgemÃ¤Ã�en Gebrauch der Mietsache geschuldeten Kosten. Dies aber
sind bei dem Antragsteller allein die aus dem mit seiner Mutter geschlossenen
Untermietvertrag resultierenden Kosten, fÃ¼r die die Antragsgegnerin â��
abgesehen von einer fÃ¼r die Warmwasseraufbereitung abgezogenen Pauschale
von 9,00 EUR â�� aufkommt. Anlass, weitergehende Kosten zu tragen, hat sie nicht.
Der Antragsteller ist der Vermieterin gegenÃ¼ber nicht zur Zahlung der vollen
Miete verpflichtet, vielmehr obliegt dies seiner Mutter, die â�� soweit ersichtlich â��
weiterhin Mieterin der Wohnung ist. Wenn der Antragsteller aufgrund einer internen
Absprache mit seiner Mutter als Alleinnutzer der Wohnung die von seiner Mutter
insgesamt zu zahlende Miete in HÃ¶he von 386,53 EUR im vollen Umfange ohne
vertragliche Verpflichtung ggÃ¼. der Vermieterin trÃ¤gt, ist dies seine
Entscheidung, die er jedoch nicht zu Lasten der Beklagten und damit der
Steuerzahler treffen kann.

Soweit der Antragsteller weiter meint, einen Anspruch darauf zu haben, dass die
Antragsgegnerin die Kosten fÃ¼r die Umwandelung des Untermietvertrages mit
seiner Mutter in einen Hauptmietvertrag mit der Vermieterin der Wohnung trage,
kann ihm nicht gefolgt werden. Da er einen Vertrag als Hauptmieter der Wohnung
mit der Hausverwaltung nicht geschlossen hat, ihm mithin die von der
Hausverwaltung in Aussicht gestellten Mietkosten in HÃ¶he von 432,40 EUR
tatsÃ¤chlich nicht entstehen, kann sein Begehren zurzeit nur auf eine Zusicherung
der Antragsgegnerin gerichtet sein, ihm zukÃ¼nftig Unterkunftskosten in dieser
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HÃ¶he zu gewÃ¤hren. Einen entsprechenden Anspruch hat er aber nicht glaubhaft
gemacht.

Nach Â§ 22 Abs. 2 SGB II soll vor Abschluss eines Vertrages Ã¼ber eine neue
Unterkunft die Zusicherung des kommunalen TrÃ¤gers zu den Aufwendungen fÃ¼r
die neue Unterkunft eingeholt werden. Der kommunale TrÃ¤ger ist nur zur
Zusicherung verpflichtet, wenn der Umzug erforderlich ist und die Aufwendungen
fÃ¼r die neue Unterkunft angemessen sind. Letzteres aber ist hier nicht der Fall.
Eine â�� nach Â§ 27 Nr. 1 SGB II zulÃ¤ssige â�� Konkretisierung des Begriffes der
Angemessenheit der Unterkunftskosten durch eine Rechtsverordnung des
Bundesministeriums fÃ¼r Wirtschaft und Arbeit ist bislang nicht erfolgt. Der Senat
orientiert sich hinsichtlich der Angemessenheit einer Miete daher an den
AusfÃ¼hrungsvorschriften zur Ermittlung angemessener Kosten der Wohnung
gemÃ¤Ã� Â§ 22 SGB II (AV-Wohnen) vom 07. Juni 2005 (verÃ¶ffentlicht im Amtsblatt
von Berlin Nr. 49 Seite 3743). Danach gilt als Richtwert fÃ¼r eine angemessene
Brutto-Warmmiete fÃ¼r einen 1-Personen-Haushalt ein Betrag von bis zu 360,00
EUR (vgl. 4 (2) der AV-Wohnen). Zwar sind die AusfÃ¼hrungsvorschriften fÃ¼r das
Gericht nicht verbindlich, und auch enthÃ¤lt der Begriff der Angemessenheit in Â§
22 Abs. 2 SGB II keinen gerichtlicher Kontrolle entzogenen Beurteilungsspielraum.
Der Senat hat aber insbesondere aufgrund der im vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutzverfahren nur eingeschrÃ¤nkten PrÃ¼fungsdichte keine Bedenken, die
benannten AusfÃ¼hrungsvorschriften seiner Entscheidung zugrunde zu legen. Da
die Warmmiete nach dem dem Antragsteller von der Hausverwaltung
unterbreiteten Angebot 432,40 EUR betragen soll und damit mehr als die in den
AusfÃ¼hrungsvorschriften als angemessen angesehenen 360,00 EUR, ist der
kommunale TrÃ¤ger â�� die Antragsgegnerin â�� mithin nach dem eindeutigen
Wortlaut des Â§ 22 Abs. 2 Satz 2 SGB II nicht zu einer Zusicherung verpflichtet. Dies
hat hier um so mehr zu gelten, als diese Kosten fÃ¼r eine mit Ofenheizung
ausgestattete Wohnung veranschlagt sind, einen nur geringen Abschlag fÃ¼r
Heizung/Warmwasser enthalten und dementsprechend im Hinblick auf zu
erwartende zusÃ¤tzliche Heizkosten letztlich den Richtwert noch weiter
Ã¼bersteigen dÃ¼rften.

Auch besteht kein Anspruch auf eine Zusicherung in HÃ¶he der jedenfalls
angemessenen Kosten. Diese bei dem Antragsteller anklingende Rechtsauffassung
findet keine StÃ¼tze im Gesetz. Das in Â§ 22 Abs. 2 SGB II geregelte
Zusicherungsverfahren hat allein AufklÃ¤rungs- und Warnfunktion und soll den
HilfebedÃ¼rftigen vor dem Vertragsabschluss zur Vermeidung von spÃ¤teren
Streitigkeiten Klarheit Ã¼ber die Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r die neue
Unterkunft verschaffen (vgl. MÃ¼nder SGB II Â§ 22 Rdnr. 53). VÃ¶llig unabhÃ¤ngig
davon ist die Frage, ob bei einem Umzug â�� bzw. im Falle des Antragstellers bei
Abschluss eines Hauptmietvertrages mit der Hausverwaltung â�� trotz der
Unangemessenheit der daraus erwachsenden Unterkunftskosten ein Anspruch auf
Ã�bernahme in HÃ¶he der angemessenen Unterkunftskosten nach Â§ 22 Abs. 1 SGB
II bestÃ¼nde. Denn der Anspruch auf Ã�bernahme der angemessenen
Unterkunftskosten ist von einer Zusicherung nach Â§ 22 Abs. 2 SGB II unabhÃ¤ngig,
und die Einholung der Zusicherung stellt keine Voraussetzung fÃ¼r die Erbringung
der Leistungen in HÃ¶he der angemessenen Unterkunftskosten dar (vgl. MÃ¼nder
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SGB II Â§ 22 Rdnr. 52).

Weiter sind auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r ersichtlich, dass die Antragsgegnerin
unter AusÃ¼bung pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens gehalten sein kÃ¶nnte, eine
Zusicherung trotzt unangemessener Unterkunftskosten zu erteilen (vgl. zum
VerhÃ¤ltnis von Â§ 22 Abs. 2 Satz 1 zu Satz 2 Lang in Eicher/Spellbrink SGB II Â§ 22
Rdnr. 70). Die in der AV-Wohnen enthaltenen HÃ¶chstbetrÃ¤ge stellen lediglich
Richtwerte dar und kÃ¶nnen â�� insbesondere bei besonderen Personengruppen
â�� auch Ã¼berschritten werden. Es ist jedoch nichts dafÃ¼r vorgetragen und erst
recht nicht glaubhaft gemacht worden, dass besondere UmstÃ¤nde hier auch die
Zusicherung von in der Regel unangemessen hohen Mietkosten rechtfertigen. Dies
kÃ¶nnte etwa dann der Fall sei, wenn auf dem in Betracht kommenden
Wohnungsmarkt zu angemessenen Kosten kein zumutbarer Wohnraum erhÃ¤ltlich
ist. DafÃ¼r liegen aber keine Anhaltspunkte vor. Auch kann eine entsprechende
Verpflichtung nicht aus der angeblichen Auskunft eines Mitarbeiters der
Antragsgegnerin hergeleitet werden. UnabhÃ¤ngig davon, dass nicht ersichtlich ist,
was dieser dem Antragsteller tatsÃ¤chlich zugesagt haben soll, mangelte es einer
entsprechenden ErklÃ¤rung mangels Schriftform jedenfalls an der QualitÃ¤t einer
die Antragsgegnerin mÃ¶glicherweise bindenden Zusicherung.

SchlieÃ�lich kann eine fÃ¼r den Antragsteller gÃ¼nstige Entscheidung auch nicht
auf Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II gestÃ¼tzt werden. Diese Vorschrift sieht vor, dass
Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft, die den der Besonderheit des Einzelfalles
angemessenen Umfang Ã¼bersteigen, als Bedarf des allein stehenden
HilfebedÃ¼rftigen oder der Bedarfsgemeinschaft so lange zu berÃ¼cksichtigen
sind, wie es dem allein stehenden HilfebedÃ¼rftigen oder der Bedarfsgemeinschaft
nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch
Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch
lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate. Wie ausgefÃ¼hrt, Ã¼bersteigen die dem
Antragsteller bisher tatsÃ¤chlich entstehenden Aufwendungen jedoch nicht die
Angemessenheitsgrenze.

Dass dem Antragsteller hÃ¶here Leistungen zur Grundsicherung in Form von
Unterkunftskosten zustehen kÃ¶nnten, ist damit nicht glaubhaft gemacht. Soweit
die Antragsgegnerin die vom Antragsteller ursprÃ¼nglich geltend gemachten
Unterkunftskosten zuletzt noch um einen Betrag fÃ¼r den Kabelanschluss sowie
eine Warmwasserpauschale von 9,00 EUR gekÃ¼rzt hat, ist dies bei vorlÃ¤ufiger
PrÃ¼fung nicht zu beanstanden. Bei den Kosten fÃ¼r den Kabelanschluss handelt
es sich nicht um im Mietvertrag enthaltene Kosten der Unterkunft. Bzgl. des
Abzuges der Warmwasserpauschale ist der einhelligen Literaturmeinung
entsprechend bei summarischer PrÃ¼fung dem Ausgangspunkt der
Antragsgegnerin zu folgen, dass in der Regelleistung zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach Â§ 20 SGB II bereits ein Anteil Kosten u.a. fÃ¼r
Warmwasseraufbereitung enthalten ist. Dies mag sich zwar nicht unmittelbar aus
dem Wortlaut der Norm ergeben. Diese enthÃ¤lt jedoch â�� wie die Formulierung
"insbesondere" deutlich zeigt â�� gerade keine abschlieÃ�ende Liste der aus der
Regelleistung zu deckenden Bedarfe. Ob der Abzug einer Pauschale in HÃ¶he von
konkret 9,00 EUR berechtigt ist, bedarf angesichts der vergleichsweise geringen
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HÃ¶he keiner abschlieÃ�enden Regelung im einstweiligen Rechtsschutzverfahren,
zumal sich der Antragsteller gegen diesen Abzug â�� jedenfalls nicht ausdrÃ¼cklich
â�� auch nicht gewendet hat.

Mangels glaubhaft gemachten Anordnungsanspruchs kann dem Antragsteller auch
kein Anspruch auf eine Abschlagszahlung zustehen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG analog.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 19.06.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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